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Pressekonferenz Neuer Public Health Index: Gesundheitsschutz im europäischen Vergleich
Donnerstag, 4. Dezember 2025, Berlin

Statement von Dr. Klaus Reinhardt 
Präsident der Bundesärztekammer

Es gilt das gesprochene Wort.

Sehr geehrte Damen und Herren,

für die Einladung, gemeinsam mit Ihnen, dem AOK-Bundesverband und dem Deutschen Krebsforschungszentrum, 
den ersten Public Health Index vorstellen zu dürfen, möchte ich mich bedanken. Es ist für mich zwar nicht überra-
schend, aber doch ausgesprochen frustrierend, dass Deutschland in dem internationalen Vergleich so schlecht dasteht. 

Und wir nehmen diesen vorletzten Platz ein, obwohl die Begriffe Prävention und Gesundheitsförderung fest im 
Repertoire aller Gesundheitspolitiker verankert sind. 

Und obwohl sich das Bekenntnis zu mehr Prävention in allen Koalitionsverträgen der letzten Legislaturperioden 
findet. 

Die derzeitige Bundesregierung hat sich hier ebenfalls einiges vorgenommen. Unter anderem soll ein Eckpunkte-
papier für die Weiterentwicklung des Präventionsgesetzes vorgelegt werden, eine nationale Strategie zur Reduzierung 
von Übergewicht insbesondere bei Kindern und Jugendlichen entwickelt und die Maßnahmen zur Alkohol- und 
Tabakprävention ergänzt werden. 

Anliegen, die wir als Ärzteschaft nur unterstützen können. Wir werden sehen, wie weit wir in dieser Legislaturperio-
de kommen. Unsere Erfahrungen zeigen, dass die Präventionsziele häufig nicht erreicht wurden.

Wie sperrig das Thema Prävention ist, möchte ich an drei Beispielen verdeutlichen: 

•	 Erinnern möchte ich daran, wie viele Anläufe es benötigt hat, bis das Präventionsgesetz 2015 endlich in Kraft 
getreten ist. Erste Eckpunkte zum Präventionsgesetz waren bereits im September 2004 von Bund und Ländern 
gemeinsam vorgelegt worden. Es bedurfte dann dreier Legislaturen, bis das Gesetz in Kraft trat. Das mit vielen 
Erwartungen verbundene Gesetz hat aber enttäuscht. Prävention wurde in die Verantwortung der Sozialversiche-
rungsträger gelegt. Es fehlt die Einbindung des Präventionsgesetzes in eine gesundheitsförderliche Gesamtpolitik 
und die verpflichtende Einbeziehung weiterer gesellschaftlicher Akteure und Aktionsfelder. Auch das präventive 
Potenzial der Arztpraxis wird bislang nur unzureichend genutzt.

•	 Verdeutlichen möchte ich dies aber auch an dem erfolglosen Versuch, Werbung und Marketing für Ungesundes 
und gesundheitsschädliche Produkte in der letzten Legislaturperiode einzudämmen. Obwohl seit Februar 2023 
konkrete Eckpunkte zur Ausgestaltung von Werbeschranken aus dem Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL) auf dem Tisch der Koalition lagen und der Entwurf nachgebessert wurde, blieb eine 
politische Einigung bis zuletzt aus. Der Entwurf sah unter anderem vor, Werbung für Ungesundes in TV, Radio 
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und Streamingdiensten von 6 bis 21 Uhr einzuschränken und auch Influencer-Werbung für Junkfood in den 
sozialen Medien zu regulieren. Neben dem Widerstand aus der Lebensmittel- und der Werbeindustrie gab es auch 
innerhalb der damaligen Koalition bis zuletzt keine Mehrheit für dieses Anliegen. Die Ärzteschaft steht nach wie 
vor hinter diesem Anliegen. So hat sich der diesjährige 129. Deutsche Ärztetag noch einmal klar positioniert: 
„Kinder müssen unter anderem durch gezielte Werbeverbote vor dem übermäßigen Konsum zucker- und fetthalti-
ger Lebensmittel geschützt werden. Auch das an Kinder gerichtete Sponsoring, beispielsweise für Snacks und 
Limonade, sollte nicht mehr zulässig sein.“

•	 Geradezu eine gegenteilige Politik zu einer gesundheitsförderlichen Gesamtpolitik wurde mit dem Gesunde-Herz-
Gesetz verfolgt. Ein Bestandteil des Gesetzentwurfs war die Erweiterung des Einsatzes von cholesterinsenkenden 
Medikamenten (Statinen). Verhaltenspräventive Maßnahmen zur Verbesserung der Herzgesundheit und zur 
Vorbeugung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen fehlten.

Die Inanspruchnahme unseres Gesundheitswesens wird mehr und mehr von chronischen nichtübertragbaren Erkran-
kungen bestimmt. Chronische Erkrankungen verursachen einen Großteil der direkten Gesundheitsausgaben sowie der 
Behandlungsfälle und -tage. Zudem sind sie häufig Ursache für Pflegebedürftigkeit.

Wenn die Anzahl an Betroffenen durch die älter werdende Gesellschaft und die Zunahme ungesunder Lebensweise 
weiter steigt, wird das Gesundheitswesen über kurz oder lang in die Knie gehen. Wir müssen die Krankheitslast 
mittel- bis langfristig reduzieren.

Prävention hat hierfür ein enormes Potenzial. Nach Einschätzung von Epidemiologen lassen sich rund 50 Prozent der 
Krebserkrankungen durch Prävention verhindern. Dies gilt für Tumorerkrankungen wie beispielweise Lungen-, 
Darm- und Brustkrebs. Bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen wird das Potenzial sogar auf 70 Prozent geschätzt.

Was also ist zu tun?

Wir brauchen dringend eine stärkere Orientierung an Prävention und Gesundheitsförderung innerhalb des Gesund-
heitswesens. Und darüber hinaus brauchen wir eine „gesundheitsförderliche Gesamtpolitik“. 

Das Konzept der „Gesundheitsfördernden Gesamtpolitik“ („Healthy Public Policy“) ist auch keine neue Erfindung. 
Der Begriff entstammt der Ottawa-Charta der WHO aus dem Jahr 1986 und ist dort als erstes Handlungsfeld benannt.

Dieser Neuaufbruch in Richtung Prävention muss jetzt eingeleitet werden und auf drei Säulen beruhen:

1.	Die Steuern auf Nikotin, Alkohol und Zucker sind zu erhöhen, um den Konsum zu reduzieren und zugleich 
finanzielle Spielräume für breit angelegte Programme zu Prävention, Gesundheitskompetenz und Gesundheitsför-
derung zu schaffen. 

2.	Prävention und Gesundheitsförderung müssen als ressortübergreifendes Handlungsfeld für die gesamte Bundesre-
gierung verankert werden. 

3.	Konkrete Präventionsziele sollten gemeinsam mit den gesellschaftlichen Akteuren festgelegt und mit einem klaren 
Zeitplan realisiert werden.

Annähernd jede politische Entscheidung hat einen Einfluss auf unsere Gesundheit, unabhängig davon, ob es um 
Verkehrs-, Bildungs-, Landwirtschafts- oder Energiepolitik geht. Konsequenterweise bedeutet dies, dass alle Geset-
zesvorhaben auf Bundes- und Landesebene auf ihre gesundheitlichen Auswirkungen hin analysiert und bewertet 
werden müssten.


